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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sick, Schulte (Schwäbisch Gmünd), 
Dreyer, Dr. Jobst, Tillmann, Frau Tübler, Dr. Waffenschmidt, Straßmeir und 
Genossen 

- Drucksache 7/1793 - 

betr. Auswirkungen des Fluglotsenkonfliktes auf den Regionalluftverkehr 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 2. April 
1974 - L 3/20. 70.74 - die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß wegen der Auswirkungen 
des Fluglotsenkonfliktes privatbetriebene regionale Luftver- 
kehrsunternehmen ihren Betrieb ganz oder teilweise einstellen 
mußten? 

Nach dem derzeitigen Stand haben seit Beendigung des Flug- 
lotsenkonflikts bisher zwei im Regionalluftverkehr tätige Luft- 
verkehrsgesellschaften den Betrieb eingestellt, Hauptursache 
war hierfür die schlechte wirtschaftliche Situation, die bereits 
vor der Lotsenaktion bestand. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß diese Entwick- 
lung insbesondere für verkehrsferne Gebiete zu einer nicht uner- 
heblichen Verschlechterung der sowieso unzureichenden An- 
schlüsse an Fernverbindungen geführt hat? 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, daß im Regio- 
nalluftverkehr nicht unerhebliche Verschlechterungen eingetre- 
ten sind. Mit Ausnahme der im übrigen durch die Bundesbahn 
sehr zufriedenstellend bedienten Verbindung zwischen Düssel- 
dorf und Hannover werden z. Z. sämtliche Strecken beflogen, 
die vor der Lotsenaktion bestanden. Auch die durch die beiden 
vorgenannten Betriebseinstellungen zunächst ausgefallenen 
Strecken werden inzwischen durch ein anderes Unternehmen 
bedient. Neu eingerichtet wurde eine Strecke zwischen Saar- 
brücken und München. 
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3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß mindestens eine 
Wiederherstellung des Bedienungszustandes im regionalen Luft- 
verkehr, wie er vor dem Fluqlotsenkonflikt bestand, anzustreben 
ist? 

Wie sich aus der Antwort zu 2. ergibt, konnte der Bedie- 
nungszustand im regionalen Luftverkehr, der vor Beginn der 
Fluglotsenaktion bestand, wiederhergestellt werden. Die Wie- 
derherstellung einer Verbindung zwischen Düsseldorf und Han- 
nover ist nach Auffassung der Bundesregierung nicht vordring- 
lich. 


4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß regionale Luftfahrtunter- 
nehmen grundsätzlich bereit sind, ihre Dienste wieder aufzu- 
nehmen, und daß mit Unterstützung dieser Bestrebungen durch 
interessierte Benutzer gerechnet werden kann? 

Siehe Antwort zu 3. 


5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, das solche Aktionen 
vom Risiko her nur durchgeführt werden können, wenn Erschei- 
nungen wie der Fluglotsenkonflikt sich in Zukunft nicht wieder- 
holen? 


Das Betreiben von Diensten des Regionalluftverkehrs enthält 
hohe Risiken. Wegen der relativ kurzen Strecken sind die Be- 
triebskosten besonders hoch. Auch ist es schwierig, das Flug- 
gerät über den ganzen Tag nutzbringend zu verwenden. Schon 
aus diesen Gründen ist daher die Wirtschaftlichkeit oft in Frage 
gestellt. Es wird jedoch nicht verkannt, daß Erscheinungen wie 
der Fluglotsenkonflikt ein weiteres Risiko darstellen. 


6. Ist die Bundesregierung in der Lage, eine Erklärung abzugeben, 
daß durch ihre Handlungen Konflikte mit den Fluglotsen für 
einen absehbaren Zeitraum nicht zu erwarten sind? 

7. Ist die Bundesregierung in der Lage, im Falle der Verneinung 
der Frage 6 zu erklären, zu welchem Zeitpunkt sie eine entspre- 
chende Erklärung abgeben kann? 

8. Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage mitzuteilen, auf 
Grund welcher Umstände, Angebote, Ereignisse oder dergleichen 
die Frage zu den Punkten 6 und 7 positiv oder negativ beant- 
wortet wird? 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, der eine neue Kon- 
fliktslage begründen könnte. Sie hat nämlich bisher vorhande- 
nen Konfliktstoff im Rahmen des Möglichen abgebaut. Sie ist der 
Überzeugung, daß die von ihr beschlossenen Maßnahmen - Er- 
höhung der Erschwerniszulage, mehr und bessere Stellen sowie 
die Herabsetzung der Altersgrenze - auch von der überwiegen- 
den Mehrzahl der Betroffenen als im gegenwärtigen Zeitpunkt 
faire und sachliche Lösung anerkannt werden. Zu besonderen 
Erklärungen besteht also kein Anlaß. 
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9. Bestehen bei der Bundesregierung Pläne, in die Organisation 
des regionalen Luftverkehrs einzugreifen? Wenn ja, in welchem 
Stadium sind diese Pläne, und welche Regelung wird angestrebt? 

Eine wesentliche Grundlage für die Entscheidungen der Bundes- 
regierung ist der im September 1972 von der vom Bundesmini- 
ster für Verkehr einberufenen „Kommission für den binnenlän- 
dischen Luftverkehr" veröffentlichte Bericht. Er enthält u. a. hin- 
sichtlich der organisatorischen Gestaltung des Regionalluftver- 
kehrs einen Stufenplan. Zur Zeit besteht noch die erste Phase 
des Nebeneinanders von mehreren Gesellschaften. Wegen der 
Verwirklichung der weiteren Stufen, die zu einer Einheitsgesell- 
schaft hinführen sollen, hat die Bundesregierung bereits Anfang 
1974 Kontakt mit dem Vorstand der Lufthansa aufgenommen. 
Auch in bevorstehenden Besprechungen mit den Bundesländern 
wird die Frage einer Konzentration im Regionalluftverkehr im 
Vordergrund stehen. 
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